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(2) Der Antrag hat keine aufschiebende Wirkung. Das gilt 
nicht für den Antrag auf Nachprüfung einer Entscheidung 
über die. Ersetzung der Einwilligung zur Namensände­
rung gemäß § 65 Abs. 3 Familiengesetzbuch.
(3) Für die Durchführung des Verfahrens ist das Kreis­
gericht zuständig, in dessen Bereich die erste Entschei­
dung durch die Organe der Jugendhilfe getroffen wurde.

N (4) Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Ge­
setzes über die Zuständigkeit und das Verfahren der Ge­
richte zur Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen.
(5) Gerichtsgebühren werden nicht erhoben.“

7. Verordnung vom 30. Juni 1980 über die Durchführung von 
Veranstaltungen (Veranstaltungsverordnung — VAVO —) 
(GBl. I Nr. 24 S. 235)
Es werden die §§ 8 а und 8 b eingefügt:

„§ 8 a
. (1) Gegen Entscheidungen, die auf der Grundlage dieser 

Verordnung getroffen werden, ist das Rechtsmittel der 
Beschwerde gegeben. Das Recht der Beschwerde regelt 
sich nach § 19 des Gesetzes vom 11. Juni 1968 über die 
Aufgaben und Befugnisse der Deutschen Volkspolizei 
(GBl. I Nr. US. 232) in der Fassung des Gesetzes vom 
24. Juni 1971 über die Neufassung von Regelungen über 
Rechtsmittel gegen Entscheidungen staatlicher Organe 
(GBl. I Nr. 3 S. 49) und des Gesetzes vom 14. Dezember 
1988 zur Anpassung von Regelungen über Rechtsmittel 
der Bürger und zur Festlegung der gerichtlichen Zustän­
digkeit für die Nachprüfung von Verwaltungsentschei­
dungen,, (GBl. I Nr. 28 S. 329).
(2) Entscheidungen über Beschwerden sind dem Einrei­
cher schriftlich bekanntzugeben und zu begründen.

§ 8 b
(1) Gegen Entscheidungen über die Versagung der Er­
laubnis zur Durchführung einer Veranstaltung (§ 3) sowie 
über die Untersagung der Durchführung und ihre Auf­
lösung (§ 8) kann der Bürger, nachdem über seine Be­
schwerde entschieden worden ist, Antrag auf Nachprü­
fung durch das Gericht stellen. Der Antrag hat keine auf­
schiebende Wirkung.
(2) Für die Durchführung des Verfahrens ist das Kreis­
gericht zuständig, in dessen Bereich die Dienststelle der 
Deutschen Volkspolizei ihren Sitz hat, die die erste Ent­
scheidung getroffen hat.
(3) Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Ge­
setzes über die Zuständigkeit und das Verfahren der Ge­
richte zur Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen.“

8. Verordnung vom 6. November 1975 über die Gründung 
und Tätigkeit von Vereinigungen (GBl. I Nr. 44 S. 723)

a) § 12 Abs. 4 Satz 3 wird wie folgt geändert:
„Dieser entscheidet innerhalb weiterer 4 Wochen endgül­
tig, soweit im § 12 а nichts anderes festgelegt ist.“
b) § 12 Abs. 6 erhält folgende Fassung:
„(6) Entscheidungen über Beschwerden sind dem Ein­
reicher schriftlich bekanntzugeben und zu begründen.“
c) Es wird ein neuer § 12 а eingefügt:

„§ 12 a
Zulässigkeit des Gerichtsweges

(1) Gegen Entscheidungen über die staatliche Anerken­
nung einer Vereinigung (§ 7), den Widerruf der staatli­
chen Anerkennung (§ 9) sowie die Zustimmung zur Mit­
gliedschaft von Bürgern in internationalen und ausländi­
schen Vereinigungen (§ 11) kann der Bürger, nachdem 
über seine Beschwerde entschieden worden ist, Antrag 
auf Nachprüfung durch das Gericht stellen. Der Antrag 
hat keine aufschiebende Wirkung.
(2) Für die Durchführung des Verfahrens ist das Kreis­
gericht zuständig, in dessen Bereich das Verwaltungs­
organ seinen Sitz hat, das die erste Entscheidung getrof­
fen hat.

(3) Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Ge­
setzes über die Zuständigkeit und das Verfahren der Ge­
richte zur Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen.“

9. Verordnung vom 19. Dezember 1974 über die Aufgaben 
der örtlichen Räte und der Betriebe bei der Erziehung 
kriminell gefährdeter Bürger (GBl. I 1975 Nr. 6 S. 130) in 
der Fassung der Zweiten Verordnung vom 6. Juli 1979 
(GBl. I Nr. 21 S. 195)

a) § 3 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
„Über die Erfassung als kriminell gefährdeter Bürger 
entscheiden in Stadtkreisen ohne Stadtbezirke die Stell­
vertreter der Oberbürgermeister für Inneres, in Stadt­
bezirken die Stellvertreter der Stadtbezirksbürgermeister 
für Inneres, in Städten und Gemeinden die Stellvertreter 
der Bürgermeister für Inneres bzw. andere für den Be­
reich Inneres verantwortliche hauptamtliche Ratsmitglie­
der.“

b) § 3 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Vor der Entscheidung über die Erfassung ist eine gründ­
liche Prüfung der Ursachen und Bedingungen der krimi­
nellen Gefährdung, der Persönlichkeitsentwicklung und 
der Lebens- und Arbeitsverhältnisse durchzuführen.“

c) In den §§ 3 Abs. 4 und 12 Abs. 1 Buchst, b wird die 
Formulierung „Räte der Kreise bzw. Stadtbezirke, Ämter 
für Arbeit“ wie folgt geändert:
„Mitglieder der Räte der Kreise, Stadträte bzw. Stadt­
bezirksräte für Arbeit.“

d) Im § 4 Abs. 2 wird im 2. Satz gestrichen: „Vorsitzen­
den,“.

e) § 5 Abs. 4 Satz 3 wird wie folgt geändert:
„Die Entscheidung darüber treffen die Entscheidungs­
befugten gemäß § 3 Abs. 1.“

f) § 11 erhält folgende Fassung:
„§11

(1) Gegen die Erfassung als kriminell gefährdeter Bür­
ger gemäß § 3 Abs. 1 und gegen die Erteilung von Auf­
lagen gemäß § 3 Abs. 4 und § 4 Abs. 3 ist das Rechtsmittel 
der Beschwerde zulässig.
(2) Die Beschwerde ist schriftlich innerhalb von 2 Wochen 
bei dem staatlichen Organ einzulegen, das die EntscheL 
dung getroffen hat. Beschwerden gegen Entscheidungen 
gemäß § 3 Abs. 1 haben aufschiebende Wirkung. Be­
schwerden gegen Auflagen gemäß § 3 Abs. 4 und § 4 Abs. 3 
haben keine aufschiebende Wirkung.
(3) Über die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach 
ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht 
abgeholfen, ist sie innerhalb dieser Frist bei Entschei­
dungen
— > der Stellvertreter der Oberbürgermeister für Inneres,

der Stellvertreter der Stadtbezirksbürgermeister für 
-- Inneres, der Stellvertreter der Bürgermeister für In­

neres bzw. anderer für den Bereich Inneres verant­
wortlicher hauptamtlicher Ratsmitglieder dem Vorsit­
zenden des jeweiligen Rates,

— der Mitglieder der Räte der Kreise, Stadträte bzw. 
Stadtbezirksräte für Arbeit dem Vorsitzenden des je­
weiligen Rates,

— der Bürgermeister der Gemeinden dem Vorsitzenden 
des Rates des Kreises

zur Entscheidung vorzulegen. Diese ist innerhalb weite­
rer 2 Wochen zu treffen.
(4) Ablehnende Entscheidungen über Beschwerden sind 
den Einreichern unter Angabe der Gründe schriftlich mit­
zuteilen.“

g) Es wird ein neuer § 11 а eingefügt:
>,§ 11 a

(1) Gegen Entscheidungen über die Erfassung als krimi-


